
Altenbericht betont Rolle der Kommunen 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Unterrichtung - Die deutschen Kommunen werden im Siebten 

Altenbericht (18/10210) der Bundesregierung zum seniorengerechten Ausbau ihrer lokalen Strukturen 

aufgefordert, die zunehmende soziale und regionale Ungleichheit sei die zentrale Herausforderung der 

Seniorenpolitik und brauche lokale Lösungen, zu diesemErgebnis kommt der Siebte Bericht zur Lage der 

älteren Generation in der Bundesrepublik Deutschland mit dem Titel: „Sorge und Mitverantwortung in der 

Kommune - Aufbau und Sicherung zukunftsfahiger Gemeinschaften". 

Jede vierte Person ist laut Altenbericht älter als 60 Jahre und in der Altersgruppe der 75 bis 79 Jährigen ist 

jeder zehnte pflegebedürftig. Über 70 Prozent der Pflegebedürftigen werden von Angehörigen zu Hause 

gepflegt. „Ältere Menschen werden unsere Gesellschaft mehr und mehr prägen. Deshalb muss unsere 

Politik für ältere Menschen stärker darauf ausgerichtet sein, ein eigenständiges und selbstbestimmtes Leben 

im Alter zu unterstützen. Es muss aber auch darum gehen, Ungleichheiten zu überwinden sowie soziale 

Teilhabe zu ermöglichen und zu fördern. Vor allem die Kommunen haben es in der Hand, wie und wie gut 

ältere Menschen vor Ort leben können", sagte Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig (SPD) 

anlässlich der Verabschiedung des Altenberichts durch das Bundeskabinett Anfang November. Die 

Sachverständigenkommission unter der Leitung des Heidelberger Gerontologen Andreas Kruse, die den 

Altenbericht im Auftrag der Regierung erarbeitet hat, geht von starken regionalen Unterschieden in der 

Lebenssituation der alten Menschen aus. Daher fordern die Wissenschaftler in ihren 

Handlungsempfehlungen Bund und Länder auf, den Kommunen mehr Mitbestimmung einzuräumen. So 

empfehlen sie die Unterstützung von informellen Hilfsnetzwerken aus Familien, Freunden und Nachbarn, 

die Förderung ehrenamtlichen Engagements älterer Menschen, sowie die verbesserte Beratung für pflegende 

Angehörige. Vor allem müsse aber eine „gendergerechte Verteilung von Sorgearbeit" erfolgen, da die mit 

der Pflege von Angehörigen verbundenen beruflichen Auszeiten zu geringeren Rentenansprüchen 

insbesondere bei Frauen führten, erklären die Sachverständigen. Außerdem müsse die regionale 

Zusammenarbeit unterstützt und eine gute technische Infrastruktur gewährleistet werden, fordern die 

Experten. Dazu gehöre auch, dass man Anreizsysteme für Ärzte schafft, sich in strukturschwachen 

Gegenden niederzulassen. Da rund 71 Prozent der pflegebedürftigen Senioren zu Hause versorgt würden, 

müsse die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf verbessert werden. Von besonderer Bedeutung für eine 

selbständige Lebensführung seien außerdem bezahlbare und altersgerechte Wohnungen, die mit 

Serviceleistungen verbunden sein könnten, betonen die Wissenschaftler. Kurzfristige Projektfinanzierungen 

reichten nicht aus, es brauche dauerhafte Förderungen. 


